
Urteil über
Kreditverträge
Gericht stärkt
Verbraucherrechte

D
er Europäische Gerichtshof
hat die Rechte von Verbrau-

cherinnen und Verbrauchern bei
Kreditverträgen gestärkt. Das
höchste Gericht der EU konkreti-
sierte am Donnerstag in einem
Urteil, welche Angaben entspre-
chende Verträge enthalten müs-
sen. Dazu gehören etwa genaue
Prozentsätze bei Verzugszinsen,
wie aus dem Richterspruch her-
vorgeht. Auch die Berechnungs-
methode einer bei vorzeitiger
Rückzahlung fälligen Entschädi-
gung muss demnach für einen
Durchschnittsverbraucher oder
eine Durchschnittsverbraucherin
in einer „leicht nachvollziehbaren
Weise“ angegeben werden.

Nach Einschätzung von Chris-
toph Herrmann von der Stiftung
Warentest hilft das Urteil vielen
Schuldnerinnen und Schuldnern
weiter. „Die meisten von ihnen
können jetzt ihre alten Kreditver-
träge widerrufen, auch wenn seit
Vertragsabschluss schon viele Jah-

re vergangen sind“, sagte er. Die
an dem Verfahren beteiligte Kanz-
lei Gansel Rechtsanwälte teilte
mit, dass von dem Urteil nahezu
alle privaten Verbraucherdarlehen
betroffen sind. „Ausgenommen
sind lediglich Verbraucherkredite
mit Grundpfandrecht, also vor al-
lem Immobilien.“ Hintergrund
des EuGH-Urteils sind Prozesse
über Autokreditverträge, die am
Landgericht Ravensburg verhan-
delt werden. dpa
Rechtssache C-33/20, C-155/20, C-187/20

Fließt Geld, ist es Werbung
BGH: Nicht jede Produktempfehlung muss gekennzeichnet sein

VON A N N E G R Ü N E B E R G

B
ei Influencerinnen wie Ex-
Spielerfrau Cathy Hummels

gehört die Selbstvermarktung
ganz selbstverständlich zum Ge-
schäft. Sie zeigen sich auf der so-
zialen Plattform Instagram in
neuen Outfits, beim Kochen von
neuen Rezepten, beim Sport oder
bei der letzten Urlaubsreise. Da-
mit stärken sie sich selbst als
Marke: Cathy Hummels zum Bei-
spiel verdient ihr Geld mit Mode-
rationen, sie hat Bücher geschrie-
ben und gibt kostenpflichtige di-
gitale Workouts für zu Hause.

Und sie verdient Geld mit
Werbung. Doch welcher Post auf
Instagram ist tatsächlich eine An-
zeige und als solche zu kenn-
zeichnen? Und welcher Post ist
einfach eine private Meinungsäu-
ßerung – etwa zu einem Lieb-
lingskleidungsstück? Genau da-
rum ging es in einem Urteil zu
Schleichwerbung, das der Bun-
desgerichtshof am Donnerstag
gefällt hat.

Der BGH entschied: Ein Post
muss dann als Werbung gekenn-
zeichnet werden, wenn Geld da-
für geflossen ist. Außerdem sei
entscheidend, ob der Beitrag
„nach seinem Gesamteindruck“
übertrieben werblich ist: „Etwa
weil er ohne jede kritische Dis-
tanz allein die Vorzüge eines Pro-
dukts dieses Unternehmens in ei-
ner Weise lobend hervorhebt,
dass die Darstellung den Rahmen
einer sachlich veranlassten Infor-
mation verlässt.“

Verhandelt wurden die Fälle
von drei Influencerinnen: Neben
Hummels auch der Fall der Ham-
burger Fashion-Influencerin Leo-
nie Hanne und der Göttinger Fit-
ness-Influencerin Luisa-Maxime
Huss. Alle hatten mit sogenann-
ten Tap Tags in Fotos auf Instag-
ram auf Unternehmen verwiesen,
die auf den Fotos abgebildete Pro-
dukte vertreiben.

Hummels hatte in einem Bei-
trag aus dem Jahr 2018 ein Stoff-
tier ihres Sohnes gezeigt. „Diesen
Elefanten habe ich von meiner
Tante und meiner Cousine zur
Geburt meines Sohnes bekom-
men“, schrieb sie damals dazu.
Ein Tap Tag im Bild führte über
mehrere Klicks zum Hersteller.
Dabei wies Hummels nicht, wie
in vielen anderen Posts, darauf

hin, dass es sich dabei um eine
Anzeige handele.

Über Tap Tags können Instag-
ram-Nutzer auf Accounts von
Dritten verlinken. Viele Influen-
cer und Influencerinnen nutzen
die Markierungen, um die Her-
kunft von Produkten zu kenn-
zeichnen. Sie argumentieren,
dass die Follower wissen wollten,
um welche Produkte es sich han-
dele. Hummels hatte vor der Ge-
richtsverhandlung im Juli betont,
dass bezahlte Werbung natürlich
als solche gekennzeichnet wer-
den müsse. „Aber genauso wich-
tig ist es, dass man auch seine
freie Meinung noch entfalten
kann“, so Hummels.

Klagen abgewiesen

Der Verband Sozialer Wettbewerb
sah das anders und hat in den
vergangenen Jahren zahlreiche
Influencer und Influencerinnen
wegen unzulässiger Schleichwer-
bung verklagt. Drei der Fälle
schafften es bis vor den Bundes-
gerichtshof, der Verband forderte
Unterlassung sowie Abmahnkos-
ten. Doch der BGH entschied im
Fall von Hummels und Hanne im
Sinne der Influencerinnen: Sie
hatten nach Feststellung des Ge-
richts keine Gegenleistungen der
Unternehmen erhalten und durf-
ten deshalb auch ohne einen
Werbehinweis auf die Firmen Be-
zug nehmen. Die Klagen des Ver-

bandes wurden rechtskräftig ab-
gewiesen.

Anders sah es im dritten Fall
der Influencerin Luisa-Maxime
Huss aus: Sie hatte für Geld die
Himbeer-Marmelade eines
bestimmten Herstellers be-
worben, ihren Post aber
nicht als Werbung gekenn-
zeichnet. Das muss sie
künftig unterlassen, die
Klage des Verbands Sozia-
ler Wettbewerb hatte in
diesem Fall Erfolg.

Die Urteile des BGH
zeigen, dass Influencer:in-
nen dann einen klar er-
kennbaren Werbehinweis
geben müssen, wenn sie
von fremden Unterneh-
men Geld erhalten. Das
greift einem Gesetz voraus,
dass der Bundestag im Au-
gust diesen Jahres verab-
schiedet hat. Danach muss
ein kommerzieller Zweck
immer kenntlich gemacht wer-
den. Dieser liegt dann vor, wenn
der Influencer oder die Influen-
cerin ein Entgelt oder eine ähnli-
che Gegenleistung erhält oder
sich versprechen lässt. Doch: Wer
weiß eigentlich, ob wirklich Geld
geflossen ist? Genau diese
schwierige Beweisführung hatte
der Verband Sozialer Wettbewerb
immer hervorgehoben.
AZ: I ZR 90/20, I ZR 125/20
und I ZR 126/20
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Eindeutig Werbung: Cathy Hummels bei der Europa-Premiere der

Automobilmarke WEY auf der IAA Mobility. IMAGO IMAGES
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